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Jobsharing im öffentlichen Dienst stärken – Welche Maßnahmen ergreift die Landesre-
gierung? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Jobsharing – häufig auch als Arbeitsplatzteilung bezeichnet – beschreibt ein Arbeitsmodell, 
bei dem sich zwei oder mehrere Teilzeitbeschäftigte eine Vollzeitstelle teilen.1 Dieses Konzept 
bringt sowohl für Beschäftigte als auch für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber zahlreiche Vor-
teile mit sich. Es schafft größere Flexibilität bei der Arbeitszeitgestaltung, erleichtert die Ver-
einbarkeit von Beruf und Privatleben und steigert die Zufriedenheit der Mitarbeitenden. 
 
Durch die Aufteilung einer Stelle auf mehrere Personen profitieren Organisationen von unter-
schiedlichen Kompetenzen, Erfahrungen und Perspektiven. Gleichzeitig wird den Beschäftig-
ten eine bessere Balance zwischen Beruf und Privateben ermöglicht und die Vereinbarkeit 
verbessert. Insgesamt wird Jobsharing sehr positiv bewertet: Mitarbeitende, die in solchen 
Modellen tätig sind, berichten von einer hohen Akzeptanz sowie einer starken Unterstützung 
durch Führungskräfte und Kolleginnen und Kollegen.2  
 
Vor diesem Hintergrund ist von Interesse, wie sich Jobsharing im öffentlichen Dienst des Lan-
des Nordrhein-Westfalen entwickelt, insbesondere seit der gesetzlichen Neuregelung. Seit 
dem 7. Juni 2025 bestimmt § 69 Absatz 2 LBG NRW, dass Teilzeit, mobile Arbeit, Jobsharing 
und andere Arbeitsorganisationsformen der Übernahme und Wahrnehmung von Vorgesetz-
ten- und Leitungsaufgaben grundsätzlich nicht entgegenstehen und in Leitungsfunktionen für 
alle Geschlechter zu fördern sind. Eine entsprechende Regelung enthält seitdem auch § 12 
Absatz 2 LRiStaG.  
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8214 mit Schreiben vom 31. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Ministerpräsidenten sowie allen  
übrigen Mitgliedern der Landesregierung beantwortet. 
 
 

 
1 https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/68426/ssoar-2019-cooiman_et_al-Ich_ar-
beite_ganz_anders_und.pdf?sequence=1&isAllowed=y  
2 Ebd.  

https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/68426/ssoar-2019-cooiman_et_al-Ich_arbeite_ganz_anders_und.pdf?sequence=1&isAllowed=y
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/68426/ssoar-2019-cooiman_et_al-Ich_arbeite_ganz_anders_und.pdf?sequence=1&isAllowed=y
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1. Wie viele Personen sind im öffentlichen Dienst in Nordrhein-Westfalen in Jobsha-
ring Modellen beschäftigt? (bitte aufschlüsseln nach Landesministerien, Bezirks-
regierungen sowie Kommunen) 

 
Im Bereich der Landesregierung sind 32 Personen in Jobsharing Modellen beschäftigt. 
 
 
2. Welche Modelle zur Arbeitsplatzteilung bietet die Landesregierung im öffentlichen 

Dienst für Führungspersonal in Nordrhein-Westfalen an? (bitte aufschlüsseln 
nach Landesministerien, Bezirksregierungen sowie Kommunen) 

 
Gemäß § 13 Absatz 8 des Landesgleichstellungsgesetzes (LGG), § 69 Absatz 2 des Landes-
beamtengesetzes (LBG NRW) und § 12 Absatz 2 des Landesrichter- und Staatsanwältege-
setzes (LRiStaG) ist die Wahrnehmung von Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben grundsätz-
lich auch in Teilzeit, durch Jobsharing und andere Arbeitsorganisationsformen möglich. 
 
In den Landesministerien bestehen grundsätzlich vergleichbare Möglichkeiten zur Ausgestal-
tung von Arbeitsplatzteilung in Führungsfunktionen. Die konkrete Umsetzung richtet sich im 
Einzelfall nach den organisatorischen und dienstlichen Anforderungen der jeweiligen Stelle 
sowie den individuellen Arbeitszeitbedarfen und Kapazitäten der beteiligten Beschäftigten. 
 
Dabei können unterschiedliche Ausgestaltungen umgesetzt werden. Möglich sind beispiels-
weise hälftige Teilungen einer Führungsfunktion (50/50) oder Modelle mit unterschiedlichen 
Arbeitszeitanteilen (z. B. 50/70). Soweit die stellenplanmäßigen und haushaltsrechtlichen Vo-
raussetzungen vorliegen, kann dabei auch ein Arbeitszeitvolumen von bis zu 150 % eines 
Vollzeitäquivalents ermöglicht werden. Die konkrete Aufteilung des Arbeitszeitvolumens richtet 
sich nach dem Bedarf der Organisationseinheit, den dienstlichen Erfordernissen, den zur Ver-
fügung stehenden Stellenanteilen sowie den individuellen Arbeitszeitwünschen der Beschäf-
tigten.  
 
 
3. Welche positiven Ergebnisse zieht die Landesregierung aus der Implementierung 

von Jobsharing im öffentlichen Dienst? 
 
Jobsharing ist eine weitere Möglichkeit, die Interessen zur beruflichen Weiterentwicklung und 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie im Sinne der Beschäftigten und der Dienststellen zu för-
dern. Auch Führungskräfte können durch Telearbeit und flexible Arbeitszeitregelungen ihre 
Arbeit in Kombination mit dem Jobsharing individuell gestalten. Durch Planungssicherheit und 
Flexibilität werden gleichzeitig Karriere und Teamarbeit gefördert. 
 
 
4. Welche konkreten Maßnahmen haben die Ressorts seit Inkrafttreten von § 69 Ab-

satz 2 LBG NRW und § 12 Absatz 2 LRiStaG ergriffen, um Jobsharing in Führungs- 
bzw. Leitungsfunktionen zu fördern? 

 
Die Maßnahmen zur Förderung von Jobsharing in Führungs- und Leitungsfunktionen wurden 
teilweise bereits vor Inkrafttreten des § 69 Absatz 2 LBG NRW und des § 12 Absatz 2 LRiStaG 
auf Grundlage der Vorgaben des § 13 Abs. 8 LGG ergriffen und seither fortgeführt bzw. wei-
terentwickelt. Die Ressorts haben dabei unterschiedliche Maßnahmen zur Förderung von Job-
sharing in Führungs- und Leitungsfunktionen ergriffen. 
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Hierzu zählen insbesondere: 
 

• die Verankerung von Jobsharing sowie weiterer flexibler Arbeits- und Führungs-
modelle in Personalentwicklungskonzepten und Gleichstellungsplänen, 

• die Berücksichtigung von Jobsharing bei Stellenausschreibungen  

• Informationsangebote im Intranet sowie persönliche Beratungsangebote für Be-
schäftigte zu den Möglichkeiten des Jobsharings, 

• die Einrichtung eines Jobsharing-Registers zur frühzeitigen Berücksichtigung ent-
sprechender Interessen bei Personalplanungen, 

• die Bereitstellung externer Beratungsangebote für Beschäftigte, die Jobsharing in 
Anspruch nehmen, 

• die Entwicklung eines Konzepts „Jobsharing – Führen in Teilzeit“ für Referatslei-
tungen, 

• die einzelfallbezogene Prüfung von Jobsharing unter Berücksichtigung der Anfor-
derungen der jeweiligen Stelle sowie der stellenplanerischen und haushaltsrecht-
lichen Rahmenbedingungen und 

• jährliche Datenerhebungen zum Thema „Führen in Teilzeit“ sowie ein regelmäßi-
ger Austausch mit den Personalverantwortlichen zur Umsetzung flexibler Füh-
rungsmodelle. 

 
 
5. Durch welche konkreten Maßnahmen plant die Landesregierung die Stärkung von 

Jobsharing im öffentlichen Dienst in Nordrhein-Westfalen in Zukunft? 
 
Die Landesregierung führt die bestehenden Möglichkeiten für Jobsharing im öffentlichen 
Dienst fort und entwickelt sie bedarfsgerecht weiter. Die bisherigen Maßnahmen werden bei 
Bedarf angepasst oder ausgebaut. 


